
 
 

Die neueste Rechtsprechung zum Lagezu-
schlag 
Die Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes (OGH) zum Lagezuschlag ist um ein weiteres brisantes Kapitel reicher. 
In der Entscheidung vom 20. Juli 2021 spricht der OGH interessanterweise einer im achten Wiener Gemeindebezirk 
gelegenen Wohnung, entgegen der bisherigen Rechtsprechung, den Lagezuschlag ab. Diese Entscheidung könnte weit-
reichende Folgen haben. 

Grundsätzlich wird der Lagezuschlag nur berücksichtigt, 
wenn das Gebäude, in welchem sich die Wohnung be-
findet, in einer Lage gelegen ist, welche besser als die 
durchschnittliche Lage ist. Zusätzlich sind die für den La-
gezuschlag maßgeblichen Umstände bis spätestens 
beim Zustandekommen des Mietvertrages ausdrücklich 
bekanntzugeben. Entscheidend ist hierbei einerseits die 
allgemeine Verkehrsauffassung und andererseits die Er-
fahrungen aus dem täglichen Leben. So kommt ein La-
gezuschlag aufgrund von Bildungsinfrastruktur wie Kin-
dergärten oder Schulen, Nähe zu Apotheken sowie Ärz-
ten, Nähe zu Geschäftslokalen, nahegelegene öffentli-
che Verkehrsmittel wie Straßenbahnen oder U-Bahnen 
sowie generell Naherholungsflächen in Betracht.  

 

Zu beachten ist weiters, dass der Lagezuschlag vom Ver-
mieter nur bei Wohnungen geltend gemacht werden 
kann, bei welchen der Richtwertmietzins zur Anwen-
dung kommt. Der Richtwert gilt etwa für einen Großteil 
der Wohnungen, welche unter den Vollanwendungsbe-
reich des Mietrechtgesetzes (=MRG) fallen. Ein Lagezu-
schlag kommt demnach nicht für sogenannte „Gründer-
zeitviertel“ in Betracht. Dies ist eine Wohnumgebung 
mit einem überwiegendem Gebäudebestand, welcher 
in der Zeit von 1870 bis 1917 errichtet wurde und zum 
Zeitpunkt der Errichtung überwiegend kleine, mangel-
haft ausgestattete Wohnungen der Kategorie D (soge-
nannte Substandardwohnungen) aufwies. 

 

Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes sorgt 
deshalb für Aufsehen, weil die innerhalb des Gürtels ge-
legene Wohnung grundsätzlich alle Voraussetzungen 
für den Lagezuschlag nach der bisherigen Rechtspre-
chung erfüllen würde. So handelt es sich bei der gegen-
ständlichen Wohnung auf den ersten Blick um ein top-
saniertes Objekt in überdurchschnittlicher Lage. Fußläu-
fig können sowohl die U-Bahn-Station Josefstädter 
Straße der Linie U6 als auch drei Straßenbahnlinien be-

quem erreicht werden. Ebenso befinden sich in unmit-
telbarer Nähe zwei kleine Parkanlagen, zwei Theater 
und zwei Palais mit kulturellem Angebot. Weiters ist der 
erste Bezirk zu Fuß oder mit den öffentlichen Verkehrs-
mitteln schnell erreichbar. Ebenso können Geschäfte 
des alltäglichen Bedarfs, Ärzte, ein Markt und Apothe-
ken fußläufig erreicht werden. Somit wären prinzipiell 
alle Voraussetzungen für einen Lagezuschlag erfüllt.  

 

Anstoß für den Rechtsstreit bildete eine Mietzinserhö-
hung des besagten Objektes, woraufhin der Mieter die 
Überprüfung der Zulässigkeit des vereinbarten Haupt-
mietzinses bei der Schlichtungsstelle beantragte. Nach-
dem es vor der Schlichtungsstelle zu keiner Einigung 
kam, wurde in der Folge das zuständige Bezirksgericht 
zur Entscheidung angerufen. Dieses stellte fest, dass die 
Voraussetzungen des Lagezuschlages durch die oben 
beschriebene Umgebung erfüllt sind und beurteilte die 
Lage als überdurchschnittlich. Die Lärmbeeinträchti-
gung durch den Gürtel aufgrund der straßenseitigen 
Lage wurde mit einem Abschlag von 15% berücksichtigt. 
Ein Lagezuschlag in Höhe von EUR 3,50 pro m² wäre je-
doch gerechtfertigt. 

 

Gegen diese Entscheidung erhob der Mieter Rekurs an 
das Landesgericht für ZRS Wien als Rekursgericht, wel-
ches die Entscheidung des Erstgerichts im Wesentlichen 
bestätigte. So gab dieses an, dass die individuelle Lärm-
beeinträchtigung bereits mittels Abschlags in Höhe von 
15% berücksichtigt worden wäre und deshalb kein 
Grund vorläge, den Lagezuschlag zu verneinen.  

 

Gegen diese Entscheidung erhob der Mieter Rechtsmit-
tel an den Obersten Gerichtshof, welcher die Entschei-
dung überraschenderweise grundlegend korrigierte. So 
hielt der OGH fest, dass grundsätzlich nicht jede Woh-
nung außerhalb der „Gründerzeitviertel“ eine über-
durchschnittliche Lage aufweist. Ebenso sind Geschäfte 

11.11_21 Newsletter Lagezuschlag 

DIE AUTOREN 

 
 

Mag. Wilhelm Huck 
PARTNER 

Arbeitsrecht, Immobilien, 
Prozessführung 

E: wilhelm.huck@hsp.law 
W: http://www.hsp.law 

_____________ 
 

 
 

Mag. Lukas Schmied 
RECHTSANWALT 

Immobilien, öffentliches 
Recht, Prozessführung 

E: lukas.schmied@hsp.law 
W: http://www.hsp.law 
 

mailto:wilhelm.huck@hsp.law
http://www.hsp.law/
mailto:lukas.schmied@hsp.law
http://www.hsp.law/


 

 
2 

Newsletter Lagezuschlag 11.11_21 

Seite www.hsp.law 

des täglichen Bedarfs und die Anbindung an das öffent-
liche Verkehrsnetz im dichtverbauten Stadtgebiet er-
wartbare Umstände und rechtfertigen daher einen La-
gezuschlag nicht.  

 

Bemerkenswerterweise gesteht das Höchstgericht zwar 
zu, dass die konkrete Lage des Objekts aufgrund der An-
bindung an das öffentliche Netz sowie die vorhin be-
schriebenen Umstände selbst für innerstädtische Lagen 
als überdurchschnittlich angesehen werden kann, stellt 
dem jedoch die massive Lärmbelastung durch Indivi-
dual- und Schienenverkehr gegenüber. Dabei bezieht 
sich der OGH auf eine in diesem Bereich gemessene 
Lärmbelastung von über 75 Dezibel. Unklar ist jedoch, 
ob es sich dabei um eine einmalige Messung oder eine 
durchschnittliche Lautstärke handelt. Zudem griff der 
Oberste Gerichtshof das Argument des Mieters auf, wo-
nach die in unmittelbarer Nähe gelegene U-Bahnstation 
Josefstädter Straße aufgrund vorherrschender Kleinkri-
minalität, damit verbundener Polizeieinsätze und medi-
aler negativer Berichterstattung die Lage weiter beein-
trächtigten.  

 

Daher kam das Höchstgericht bei Abwägung aller ge-
nannten Umstände zu dem Ergebnis, dass die Lage des 
konkreten Hauses nicht als überdurchschnittlich zu qua-
lifizieren ist und daher kein Lagezuschlag zusteht. Der 
Vermieter wurde zu einer Rückzahlung des dadurch bis-
her zu viel geforderten Mietzinses verpflichtet. Die 
Rechtsprechung des Höchstgerichts vermag allerdings 
nicht zu überzeugen, weil das Auftreten von Kleinkrimi-
nalität in einer Großstadt wie Wien ein bewegliches Sys-
tem darstellt, daher so gut wie überall auftreten kann 
und zudem erwartbar ist. Ebenfalls stellt sich die Frage, 

ab welchem Zeitpunkt von einem Vorliegen die Lage 
mindernder Kleinkriminalität wie Drogenhandel und 
Rotlichtarbeit ausgegangen werden kann, ob hier eine 
bestimmte Anzahl von Straftaten erfüllt werden muss 
oder ob ausreichende negative Berichterstattung genü-
gen würde. Zusätzlich scheint auch das Aufgreifen der 
Lärmbelästigung überzogen, weil in Wien in zentralen 
Lagen üblicherweise mit einer erhöhten Verkehrsbelas-
tung von Individual- und Schienenverkehr zu rechnen 
ist. Insbesondere liegt ja bereits ein Widerspruch in sich 
vor, weil die hervorragende öffentliche Anbindung und 
die damit verbundene überdurchschnittliche Lage in 
der Regel mit einer erhöhten Lärmbelastung durch die 
öffentlichen Verkehrsmittel einhergeht. 

 

Fazit 

Dieses Urteil könnte massive Auswirkungen haben, weil 
dadurch selbst bestens gelegenen Wohnungen der La-
gezuschlag aufgrund sich laufend ändernder und kaum 
messbarer Faktoren wie Lärmbelästigung und Kleinkri-
minalität abgesprochen werden kann. Es bleibt abzu-
warten, ob der Oberste Gerichtshof dieser neu einge-
schlagenen, durchaus überraschenden Linie treu bleibt, 
oder ob es durch künftige Entscheidungen zu einer Re-
vidierung der höchstgerichtlichen Rechtsprechung 
kommen wird. 

 

 

 

 

 

 

 

Unsere Experten Mag. Wilhelm Huck und Mag. Lukas Schmied bei HSP.law beraten Sie gerne über alle rechtlichen 
Aspekte im Zusammenhang mit der Begründung, Kündigung und Änderung von Mietverhältnissen. 

 

 

 


